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Auch Bürgerliche waren für 
Klimaschutzgesetz  

Mitte Juni war das Klimaschutzgesetz, der indi-
rekte Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative, 
von 59% der Stimmbevölkerung angenommen 
worden. Nun zeigt die Vox-Analyse des For-

schungsinstituts GFS Bern, dass dem Gesetz 
auch die Mehrheit der Wähler:innen zuge-
stimmt hat, die der FDP (66%) und der Mitte 
(64%) nahestehen. Im Umfeld von Mitte und 
FDP war der akute Handlungsbedarf im Bereich 
Umwelt- und Klimaschutz ein häufiges Motiv, Ja 

zu stimmen. Die Stimmbeteiligung lag mit 
42,5% deutlich tiefer als 2021 bei der Abstim-

mung über das CO2-Gesetz (59,7%), das abge-
lehnt worden war. Laut GFS Bern lag die Betei-
ligung vor allem bei Personen, die sich rechts 
bis rechtsaussen positionieren, deutlich tiefer. 
Mehr dazu auf srf.ch. 

Die Umsetzung des Klimaschutzgesetzes könnte 

sich jedoch verzögern. Bundesrat Rösti wolle 
das Gesetz erst 2025 in Kraft setzen, kritisieren 

die Initiant:innen der Gletscherinitiative. Sind 
sind der Ansicht, die notwendige Verordnung 
könne bereits bis April 2024 verabschiedet wer-
den. Darin soll unter anderem konkretisiert 
werden, wie die Förderbeiträge für den Ersatz 

fossiler Heizungen und die Entwicklung neuer 
Technologien ausbezahlt werden. Mehr dazu 
beim Blick. 

Im Magazin des Tages-Anzeigers (paywall) 
schreibt Marcel Hänggi, Mitinitiant der Glet-
scherinitiative und im Kampagnenteam für das 
Klimaschutzgesetz, von seinem Treffen mit dem 
SVP-Nationalrat Michael Graber, der die Nein-
Kampagne leitete. Und zeigt auf, wie weit ihre 
Sicht bei grundlegenden Fakten zum Klima-
wandel auseinanderliegen und wo er dennoch 
Gemeinsamkeiten erkennt. 

Ständerat ist beim CO2-Gesetz mutlos 

Der Ständerat begnügt sich beim CO2-Gesetz 
mit Anreizen, um die Treibhausgasemission 
gegenüber 1990 zu halbieren. Er verzichtet auf 
Verbote und höhere Abgaben, um das Ziel zu 
erreichen. Das hatte bereits der Bundesrat in 
der Botschaft zum Gesetz so vorgeschlagen. 
Nach dem knappen Nein zum CO2-Gesetz im 
Jahr 2021 setzte der Bundesrat auf möglichst 

schmerzfreien Klimaschutz mit Subventionen 
und Anreizen. 

Nun hat der Ständerat gegenüber dem Vor-

schlag des Bundesrats weitere Abstriche ge-
macht (hier die Massnahmen im Detail). So soll 
ein Drittel der CO2-Reduktion mit Klimaschutz-
zertifikaten im Ausland erreicht werden. Der 

Bundesrat hatte eine Obergrenze von 25% vor-
geschlagen. Diverse Studien zeigen, dass diese 
Projekte meist keine oder nur geringe Wirkung 
haben. Der Tages-Anzeiger (paywall) rechnet 
vor, dass der Anteil, der im Ausland kompen-
siert werden soll, sogar bei ca. 60% liegt, wenn 

nur die Jahre 2025 bis 2030, also die Geltungs-
dauer des neuen CO2-Gesetztes, berücksichtigt 
wird.  

Der Ständerat will auch bei anderen Punkten 
weniger Klimaschutz. So sollen 2030 neu zuge-
lassene Autos noch 45% der Treibhausgasemis-
sionen von 2021 ausstossen dürfen. Die vorbe-

ratende Kommission hatte eine Reduktion um 
75% gefordert, der Bundesrat um 55%. Dem 
Gebäudeprogramm soll weniger Geld aus der 

CO2-Abgabe zur Verfügung gestellt werden. 
Zudem soll auf die Förderung von Ladestatio-
nen für Elektroautos in Mehrfamilienhäusern 

und in Firmen verzichtet werden. Mehr dazu 
auf srf.ch, Tages-Anzeiger, Wochenzeitung 
(paywall) und nau.ch.  Das online-Magazin 
Lamm erklärt in einer dreiteiligen Podcast-Serie 

das CO2-Gesetz.  

Der Vorschlag des Ständerats stösst auf Kritik. 
Im Blick warnt ETH-Klimaforscher Reto Knutti, 
dass mit den vom Ständerat geheissenen Mass-
nahmen die Klimaziele langfristig nicht erreich-
bar seien. Auch der Wirtschaftsverband 

swisscleantech kritisiert die vom Ständerat 
beschlossenen Massnahmen als ungenügend. 
Der Rat setze auf Auslandkompensationen, 
während die Bevölkerung im Juni das Klima-
schutzgesetz angenommen habe. Der Verband 

fordert vom Nationalrat, der das Gesetz nun 
behandeln wird, ein Inlandziel und mehr Len-

kung durch eine schrittweise Erhöhung der 
CO2-Abgabe auf Brennstoffen.  

Während der Ständerat auf Verbote verzichten 
will, setzen die Kantone auf dieses Instrument: 
Gemäss Tages-Anzeiger wollen sie neue fossile 
Heizungen spätestens ab 2030 verbieten. Das 
schlägt die Konferenz Kantonaler Energiedirek-
toren (EnDK) vor. Die Massnahme ist Teil einer 
Gesamtrevision der energierechtlichen Muster-
vorschriften für die Kantone. 

https://vox.gfsbern.ch/wp-content/uploads/2023/08/de_zusammenfassung_vox_juni_2023_def_v2.pdf
https://vox.gfsbern.ch/wp-content/uploads/2023/08/de_zusammenfassung_vox_juni_2023_def_v2.pdf
https://www.srf.ch/news/abstimmungen-18-juni-2023/analyse-zur-abstimmung-im-juni-klimaschutz-gesetz-hat-klares-ja-bis-ueber-mitte-hinaus-gefunden
https://www.klimaschutz-schweiz.ch/abstellgleis
https://www.blick.ch/politik/klimaschuetzer-werfen-roesti-verzoegerung-vor-und-schreiben-einen-offenen-brief-es-geht-einfach-null-und-nichts-id18909882.html
https://www.tagesanzeiger.ch/klimaaktivist-trifft-klimaskeptiker-was-loest-dieser-schmelzende-gletscher-bei-ihnen-aus-das-tut-schon-weh-aber-ich-glaube-nicht-dass-wir-viel-daran-aendern-koennen-521567209194
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20220061#!
https://www.tagesanzeiger.ch/neues-co2-gesetz-klimaschutz-ja-aber-moeglichst-im-ausland-848589078282
https://www.srf.ch/news/schweiz/co-gesetz-nach-2024-der-staenderat-zeigt-sich-beim-co-gesetz-mutlos
https://www.tagesanzeiger.ch/analyse-zum-neuen-co2-gesetz-klimaschutz-ja-aber-nicht-hier-und-jetzt-559782039646
https://www.woz.ch/path-preview/node/87194
https://www.nau.ch/politik/bundeshaus/die-massnahmen-im-revidierten-co2-gesetz-im-uberblick-66618193
https://daslamm.ch/das-co2-gesetz-was-bisher-geschah-1-3/
https://www.blick.ch/politik/aeusserst-problematisch-eth-knutti-kritisiert-staenderat-fuer-neues-co-gesetz-id18991844.html
https://www.swisscleantech.ch/der-nationalrat-ist-bei-der-revision-des-co2-gesetzes-gefordert/
https://www.swisscleantech.ch/der-nationalrat-ist-bei-der-revision-des-co2-gesetzes-gefordert/
https://www.tagesanzeiger.ch/klimaschutz-in-der-schweiz-ohne-verbot-von-neuen-fossilen-heizungen-geht-es-nicht-sagen-die-kantone-204369834827
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Wachsende Kritik an CO2-
Kompensationen 

Während der Ständerat beim CO2-Gesetz ver-
stärkt auf Auslandkompensationen setzt, wächst 

die Kritik an diesem Instrument. Forschende 
der ETH werfen der Schweiz vor, sie würde 
bekanntes Entwicklungsversagen fördern, um 
ihre Klimaziele zu erreichen. Die Forscher un-
tersuchten ein Programm der Schweiz in Mala-
wi in Südostafrika, das Biogasanlagen für 

Milchbauern baut. Diese sollen Kuhmist in Bio-
gas verwandeln, das zum Kochen oder zur Er-
zeugung von Strom verwendet werden kann. 
Die dadurch eingesparten Emissionen kann sich 
die Schweiz gutschreiben lassen. Ähnliche Ab-
kommen wie jenes mit Malawi hat die Schweiz 
mit über zehn weiteren Staaten abgeschlossen, 
darunter Peru, Ghana, Senegal und Vanatu 
(hier die vollständige Liste). Nun warnen die 
Forschenden davor, dass solche Biogasanlagen, 
die seit Jahren von vielen Organisationen geför-
dert werden, meist nach kurzer Zeit defekt sei-
en. Es fehle an Wasser, Ressourcen oder am 

Know-how, um sie zu betreiben und zu unter-
halten. Mehr dazu in der NZZ (paywall). 

2023 wird wohl nicht zu einer 
Klimawahl  

Vor vier Jahren gewannen die Grünen und 
Grünliberalen in den nationalen Wahlen zu-

sammen 26 Sitze in National- und Ständerat 
hinzu. Dies wird sich am 22. Oktober, wenn die 
eidgenössischen Wahlen stattfinden, nicht wie-
derholen. Gemäss dem am 11. Oktober veröf-
fentlichten SRG-Wahlbarometer gewinnen die 
SVP (2,5 Prozentpunkte) und die SP (1,5) dazu. 

Stimmen verlieren werden die Grünen (-3,5) 
sowie Grünliberale und FDP (je 1 Prozent-

punkt). Als wichtigste drei politische Heraus-
forderung gaben die 32'000 Befragten die 
Krankenkassenprämien (51%), den Klimawan-
del (36%) und die Zuwanderung (35%) an. Ein 
ähnliches Bild zeigte die Wahlumfrage von Ta-

media von Mitte September. Laut der Analyse 
der NZZ (paywall) wird es bei der Sitzverteilung 

in National- und Ständerat dennoch nur zu 
einer vergleichsweise leichten Verschiebung 
nach rechts kommen. 

2019 nahmen kurz vor den Wahlen rund 
100'000 an der Klimademonstration in Bern 
teil. Dieses Jahr waren es Ende September rund 
60'000 Personen, die mehr Klimaschutz ver-
langten. Die Klima-Allianz, welche die Demo 

organisierte, verlangte mit Blick auf die Wahlen 
«ein Parlament, das die Klimakrise ernst 
nimmt.» Mehr dazu auf srf.ch. 

Die Schweizerische Energiestiftung hat die 
energiepolitischen Positionen der sechs gröss-
ten Parteien analysiert. Ausser bei der SVP sei 
die Energiewende bei allen Parteien angekom-

men. Die SES stellt fest, dass aber einige The-
men in den Wahlprogrammen und Positionspa-
pieren der Parteien fehlten. So äussern sich die 
Parteien weder zu einem Rückbau des fossilen 
Gasnetzes noch zu einem verbindlichen Ab-
schaltfahrplan für Atomkraftwerke. Als einzige 

Partei setzen die Grünen auf Suffizienz, um die 
Klimaziele zu erreichen. 

Mantelerlass: Mehr erneuerbare 
Energie und Druck auf die Umwelt 

National- und Ständerat haben sich in der 

Herbstsession auf den Mantelerlass 
(Bundesgesetz über eine sichere Stromversor-

gung mit erneuerbaren Energien) geeinigt. 
Damit werden verbindliche Ausbauziele für 
erneuerbare Energie festgeschrieben. Neue 

erneuerbare Energien, vor allem Sonne und 
Wind, sollen bis 2035 jährlich 35 Terawattstun-
den (TWh) liefern, bis 2050 45 TWh. Derzeit 
beträgt der jährliche Strombedarf der Schweiz 
60 TWh. Im Gegenzug wird der Druck auf die 
Natur steigen. In Gebieten, die sich für die Nut-
zung von Solar- und Windenergie eignen, sollen 
Energieanlagen Vorrang gegenüber Umwelt-
schutz und anderen nationalen Interessen ha-

ben. In Biotopen von nationaler Bedeutung 
bleibt der Bau von Energieanlagen zwar ausge-
schlossen. Doch es gibt Ausnahmen. So sind 
Kraftwerke in Gletschervorfeldern und alpinen 
Schwemmebenen von Auengebieten zulässig.  

Die Räte einigten sich auch bei den beiden 
Punkten, wo bis zuletzt Differenzen bestanden 
hatten: beim Restwasser und der Solarpflicht. 
Eine Solarpflicht für Neubauten wurde abge-
lehnt, einzig auf grossen Dächern und Fassaden 

müssen künftig Solarpanels angebracht werden. 
SP und Grüne hatten sich vergeblich für eine 
generelle Solarpflicht für Dächer und Fassaden 
bei Neubauten sowie bei grossen Umbauten 
eingesetzt. Wasserkraftwerke dürfen die Rest-
wassermengen nur bei drohendem Stromman-
gel reduzieren.  

Für den Kompromiss haben Bürgerliche wie 
Linke Abstriche machen müssen. Die Stimmung 
fasste der Mitte-Nationalrat Nicolo Paganini 

https://ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2023/09/setzt-die-schweiz-ihre-klimagelder-sinnvoll-ein.html
https://ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2023/09/setzt-die-schweiz-ihre-klimagelder-sinnvoll-ein.html
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/klima/fachinformationen/klima--internationales/staatsvertraege-umsetzung-klimauebereinkommen-von-paris-artikel6.html
https://www.nzz.ch/schweiz/eth-forscher-kritisiert-die-schweiz-foerdert-in-afrika-klimaschutzprojekte-die-zum-scheitern-verurteilt-sind-ld.1756411
https://www.srf.ch/news/schweiz/wahlen-2023/srg-wahlbarometer-svp-und-sp-sind-im-aufwind-gruene-fallen-unter-zehn-prozent
https://www.tagesanzeiger.ch/tamedia-wahlumfrage-der-svp-winkt-ein-triumph-den-gruenen-eine-herbe-niederlage-884711773768
https://www.tagesanzeiger.ch/tamedia-wahlumfrage-der-svp-winkt-ein-triumph-den-gruenen-eine-herbe-niederlage-884711773768
https://www.nzz.ch/schweiz/trotz-corona-krieg-und-cs-krise-sieht-vieles-nach-stabilitaet-aus-der-nzz-wahlausblick-fuer-alle-26-schweizer-kantone-ld.1757840?reduced=true
https://www.srf.ch/news/schweiz/klimademo-bern-zehntausende-gehen-fuer-mehr-klimaschutz-auf-die-strasse-1
https://energiestiftung.ch/studie/studie-zu-den-energiepolitischen-positionen-der-sechs-wichtigsten-parteien
https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2021/20210047/Schlussabstimmungstext%201%20SN%20D.pdf
https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2021/20210047/Schlussabstimmungstext%201%20SN%20D.pdf
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treffend zusammen: «Am Schluss der Verhand-
lungen ist niemand unglücklich, aber es ist auch 
niemand restlos zufrieden.» Mehr dazu bei 

srf.ch, im Tages-Anzeiger, in der NZZ (paywall) 
und der Wochenzeitung.  

Der Wirtschaftsverband swisscleantech be-
grüsst, dass das Parlament «die Weichen für 

eine sichere und erneuerbare Stromversorgung 
gestellt» habe. Auch die Schweizerische Ener-
giestiftung (SES) unterstützt das Gesetz, bedau-
ert aber die Rückschritte beim Naturschutz. 

Für Diskussionen wird ein im Mantelerlass 
aufgeführtes Speicherwasserkraftwerk sorgen: 

das Projekt Gornerli bei Zermatt. Zusammen 
mit 14 weiteren Anlagen soll damit mehr Win-
terstrom zur Verfügung stehen. Die Stiftung 
Landschaftsschutz hat in der NZZ (paywall) 
bereits angekündigt, das Projekt, das in eines 
der letzten unberührten Gletschergebiete ein-
greifen würde, mit allen Mitteln zu bekämpfen.  

Gegen den Mantelerlass will das Bündnis Natur 
& Landschaft Schweiz das Referendum ergrei-
fen. Hans Weiss, früher Geschäftsführer der 

Stiftung Landschaftsschutz, und Philippe Roch, 
ehemaliger BAFU-Direktor, sind Gründungs-
mitglieder der neuen Organisation. Bis zum 18. 

Januar müssen sie 50'000 Unterschriften zu-
sammenzubringen. Das Bündnis kritisiert, der 
Mantelerlass verstosse gegen die Verfassung. 
Das öffentliche Interesse am Schutz der Land-

schaft werde künftig tiefer gewichtet als der 

Bau von grossen Stromproduktionsanlagen. Sie 
stützen sich dabei auf Aussagen von Prof. Alain 
Griffel, Staatsrechtler an der Universität Zürich 
- ein Portrait über ihn in der NZZ am Sonntag 
(paywall). Die grossen Naturschutzorganisatio-

nen wollen das Referendum nicht unterstützen. 

Solarstrom: Eine Initiative, neue 
Projekte, und eine Absage aus dem 
Wallis   

Die Grünen wollen die Solarpflicht, von der das 
Parlament im Mantelerlass abgesehen hat, mit 
einer Volksinitiative einführen. Die im August 
lancierte «Solarinitiative» verlangt, dass ein 
Jahr nach deren Annahme bei Neubauten und 
Dachsanierungen PV-Module montiert werden. 

Nach 15 Jahren soll auch auf bestehenden Häu-
sern in der Schweiz eine Solaranlage installiert 
sein. Ausgenommen sind Fälle, in denen die 

Installation mit dem Denkmalschutz unverein-
bar oder aus anderen Gründen unverhältnis-

mässig ist. Laut dem Tages-Anzeiger (paywall) 
unterstützt die SP den Vorstoss. 

Der Verband Schweizerischer Elektrizitätsun-

ternehmen hat zusammengetragen, dass bereits 
36 alpine Solaranlagen geplant sind (Stand 
Ende August). Sie alle wollen von den Bundes-
geldern des Solar-Expresses profitieren. Im 

Hoch-Ybrig, Kanton Schwyz, will die Axpo laut 
Tages-Anzeiger (paywall) einen Solarpark er-
stellen. Auf einer Fläche von 12 Fussballfeldern 
sollen jährlich 12 Gigawattstunden Strom pro-
duziert werden, was dem Verbrauch von 2600 
Haushalten entspricht. Die Industriellen Betrie-

be Interlaken prüfen eine deutlich grössere 
Solaranlage auf dem Brienzersee: Um rund 100 
Gigawattstunden Solarstrom zu erzeugen, 
müssten auf einer Fläche von 250 Fussballfel-

dern schwimmende PV-Module angebracht 
werden, schreibt die Berner Zeitung (paywall). 
In Meiringen-Hasliberg plant der Basler Ener-

gieversorger IWB laut der Berner Zeitung eine 
Anlage, die Strom für 4500 Haushalte liefern 
soll. Und in Savognin GR will das EWZ eine 

Anlage bauen, um 20'000 Haushalte mit Strom 
zu versorgen, weiss der Tages-Anzeiger 
(paywall). 

Erste Projekte erhielten inzwischen die Zusage 
von Standortgemeinden. Eine knappe Mehrheit 
der Stimmbevölkerung von Scuol GR stimmte 
gemäss Tages-Anzeiger der geplanten alpinen 

Solaranlage «ScuolSolar» zu. Die 100 Millionen 

Franken teure Anlage soll Strom für 20'000 
Haushalte liefern. In Poschiavo GR sprachen 
sich die Stimmberechtigten ebenfalls knapp von 
für eine Anlage am Berninapass aus. Hier sollen 
ebenfalls für 20'000 Haushalte Solarstrom er-

zeugt werden. Umweltverbände bekämpfen das 
Projekt, das zwischen einer Moorlandschaft von 
nationaler Bedeutung und einem nationalen 
Landschaftsschutzgebiet liegt. Inzwischen ha-
ben sich die beiden Stromunternehmen 

Repower und EWZ, die zuerst Interesse gezeigt 
hatten, zurückgezogen. Mehr dazu im Tages-
Anzeiger (paywall) und in der NZZ (paywall). 

Für Schlagzeilen und Diskussionen hat die Ab-

lehnung der Walliser Stimmbevölkerung ge-
sorgt, den Bewilligungsprozess für grosse alpine 
Solarkraftwerke zu beschleunigen. Gegen das 
vom Kantonsparlament verabschiedete Gesetz 
hatten die Grünen das Referendum ergriffen. 
Die Abstimmung war ein erster Test für den 
vom Parlament im Eiltempo beschlossenen 
«Solar-Express». Das Nein ist ein Hinweis da-

https://www.srf.ch/news/schweiz/sichere-stromversorgung-kompromiss-beim-energie-mantelerlass-geglueckt
https://www.tagesanzeiger.ch/kompromiss-im-parlament-beim-energiepaket-ist-nur-einer-restlos-zufrieden-848957160588
https://www.nzz.ch/schweiz/bundesrat-roesti-bringt-eine-wegweisende-energievorlage-ins-trockene-die-probleme-beim-strom-sind-aber-noch-lange-nicht-geloest-ld.1758569
https://www.woz.ch/2340/energiepolitik/strom-vor-naturschutz/!9BP4829DVY05
https://www.swisscleantech.ch/mantelerlass-wichtiger-schritt-fuer-eine-sichere-und-erneuerbare-stromversorgung/
https://energiestiftung.ch/medienmitteilung/zukunftsweisendes-stromgesetz-mit-unnoetigen-makeln
https://energiestiftung.ch/medienmitteilung/zukunftsweisendes-stromgesetz-mit-unnoetigen-makeln
https://www.nzz.ch/schweiz/bundesrat-roesti-bringt-eine-wegweisende-energievorlage-ins-trockene-die-probleme-beim-strom-sind-aber-noch-lange-nicht-geloest-ld.1758569
https://www.bnl-unp.ch/referendum
https://www.bnl-unp.ch/referendum
https://magazin.nzz.ch/nzz-am-sonntag/hintergrund/alain-griffel-austritt-aus-pro-natura-und-der-stiftung-fuer-landschaftsschutz-ld.1759516?reduced=true
https://gruene.ch/medienmitteilungen/gruene-lancieren-solar-initiative
https://www.tagesanzeiger.ch/alle-hausbesitzer-muessen-bis-in-15-jahren-solaranlage-bauen-490775369589
https://www.tagesanzeiger.ch/strom-aus-den-schweizer-alpen-grosser-solarpark-im-hoch-ybrig-geplant-112405737399
https://www.berneroberlaender.ch/energiestadt-interlaken-solaranlage-auf-dem-brienzersee-508895117001
https://www.thunertagblatt.ch/im-skigebiet-meiringen-hasliberg-alpine-solaranlage-soll-4500-haushalten-strom-bringen-780308684248
https://www.tagesanzeiger.ch/100-millionen-projekt-aus-zuerich-das-ewz-will-bei-savognin-eine-mega-solaranlage-bauen-936534929406
https://www.tagesanzeiger.ch/strom-fuer-die-schweiz-knappes-ja-zur-alpinen-solaranlage-in-scuol-gr-175321072570
https://www.tagesanzeiger.ch/grossprojekt-in-poschiavo-umweltschuetzer-verhindern-seine-solaranlage-nun-bleibt-ihm-eine-letzte-chance-211788024500
https://www.tagesanzeiger.ch/grossprojekt-in-poschiavo-umweltschuetzer-verhindern-seine-solaranlage-nun-bleibt-ihm-eine-letzte-chance-211788024500
https://www.nzz.ch/schweiz/angst-um-unesco-welterbe-umweltverbaende-wollen-solarpark-an-der-beruehmten-berninalinie-verhindern-ld.1753175?reduced=true
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rauf, dass sich viele vor dem Bau von Solar-
kraftwerken in unberührter Bergwelt fürchten, 
ohne dass dagegen Beschwerden eingereicht 

werden können.  

Das Walliser Nein zum Solargesetz nahmen 
Befürworter der Kernenergie zum Anlass, um 
verlängerte Laufzeiten bestehender Anlagen 

sowie den Bau neuer Kraftwerke zu fordern. 
Mehr dazu im Tages-Anzeiger (paywall), in der 
NZZ (paywall) und der Wochenzeitung.  

Apropos Kernenergie: Eine vom Wirtschafts-
verband Economiesuisse in Auftrag gegebene 
ETH-Studie zur Schweizer Stromversorgung 

hat für Diskussionen gesorgt. Die Studie basiert 
auf der Annahme, dass die Sonnen- und die 
Windkraft bis 2025 rund 30% weniger Strom 
liefern werden als von der Politik veranschlagt. 
Für die NZZ (paywall) zeigt die Studie, dass die 
Stromversorgung umso günstiger, stabiler und 
sicherer werde, je länger die bestehenden vier 

Kernkraftwerke liefen. Auch zum Bau eines 
neuen Kernkraftwerks äussere sich die Studie in 
der Tendenz positiv. Im Tages-Anzeiger 

(paywall) widerspricht Christian Schaffner, 
Mitautor der Studie. In den untersuchten Sze-
narien sei der Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien, insbesondere der Fotovoltaik, der zentrale 
Pfeiler. Der Bau eines neuen Kernkraftwerks sei 
die teuerste Variante und berge grosse Unsi-
cherheiten hinsichtlich Baukosten und Zeitplan. 

Kritik an fossilen 
Reservekraftwerken  

Der Bundesrat will, dass neben Wasserkraft-
werken auch neue Reservekraftwerke, Not-
stromgruppen und Wärme-Kraft-
Koppelungsanlagen an der Stromreserve teil-
nehmen können. Das Stromversorgungsgesetz 
soll entsprechend angepasst werden; die Ver-
nehmlassung dazu läuft bis zum 20. Oktober 
2023. Die Schweizerische Energiestiftung (SES) 
und der WWF lehnen die vorgeschlagenen An-
passungen ab. Die beiden NGOs kritisieren, dass 

der Bundesrat auf den Ausbau fossiler Kraft-
werke fokussiere und mit dem Gesetzesentwurf 
dem Betrieb dieser Kraftwerke Tür und Tor 
öffnen würde. Die Klimakrise erlaube es nicht, 
weiter in die fossile Energieinfrastruktur zu 
investieren. Zudem verfüge die Schweiz bereits 
heute ohne fossile Reservekraftwerke über eine 
enorme Reserveleistung. SES und WWF kritisie-
ren zudem, dass der Bundesrat auf Auktionen 
zur Verbrauchsreduktion verzichten wolle. Der 

Verein energie-wende-ja lehnt die Revision 
ebenfalls ab und kritisiert, dass dadurch Investi-
tionen für nicht benötigte Reservekapazitäten 

getätigt werden. Die Mittel liessen sich zweck-
mässiger für den dringend benötigten Ausbau 
der erneuerbaren Stromproduktion und Spei-
chertechnologien und -kapazitäten einsetzen. 

Milliarden für den Ausbau der 
Autobahnen 

Das Autobahnnetz der Schweiz soll mit 5,3 Mil-

liarden Franken weiter ausgebaut werden. Da-
rauf einigte sich das Parlament in der Herbst-
session. Die A1 zwischen Bern-Wankdorf und 
Schönbühl BE soll auf acht Spuren, zwischen 
Schönbühl und Kirchberg BE sowie zwischen Le 
Vengeron GE und Nyon VD auf sechs Spuren 
erweitert werden. Zudem werden Autobahn-
tunnels in St. Gallen, Schaffhausen und Basel 
gebaut. Die Befürworter:innen argumentieren, 
dass sich damit Staus verhindern liessen. Eine 

Minderheit hatte vergeblich auf Erkenntnisse 
der Mobilitätsforschung hingewiesen, wonach 
Autofahren dank zusätzlichen Kapazitäten kurz-

fristig attraktiver werde. In der Folge nutzten 
aber mehr Menschen das Auto, wodurch es 
erneut zu Staus komme. Mehr dazu im Tages-
Anzeiger (paywall) und in der NZZ (paywall). 

Der Verkehrs-Club der Schweiz (VCS) und der 
Verein Umverkehr haben das Referendum ge-
gen den Autobahnausbau ergriffen. Der Ausbau 
sei überholt und überteuert. Vielmehr sei nun 
nach der Zustimmung zum Klimaschutz-Gesetz 

ein Marschhalt im Strassenbau angezeigt. Die 
Frist, 50'000 Unterschriften für das Referen-
dum zu sammeln, läuft bis zum 18. Januar 
2024. Mehr dazu bei watson.ch. 

Ein anderer Abschnitt der A1 wird ab Frühling 
2024 auf sechs Spuren erweitert: jener zwi-
schen Luterbach und Härkingen im Kanton 
Solothurn. 2015 hatte der Bundesrat die Eck-
werte zum Ausbau festgelegt. Das Verkehrsde-
partement erteilte im Dezember 2020 die Plan-

genehmigungsverfügung, was der Baubewilli-
gung entspricht. Dagegen gingen Beschwerden 
beim Bundesverwaltungsgericht ein, die abge-
lehnt respektive nur zum Teil gutgeheissen 
wurden, wie das Bundesamt für Strassen (Ast-
ra) mitteilte. 

Kostenwahrheit gilt für den Strassenverkehr 
nicht, das hat eine Debatte im Zürcher Kantons-
rat erneut gezeigt. Vor elf Jahren hat ein GLP-
Kantonsrat mit einer parlamentarischen Initia-

https://www.tagesanzeiger.ch/nach-dem-walliser-solar-nein-roesti-warnt-vor-vorzeitigem-akw-aus-201392952316
https://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/energiestrategie-fdp-chef-thierry-burkart-will-neue-akw-ld.1756600
https://www.woz.ch/2337/energiepolitik/ein-gruenes-nein-fuer-mehr-sorgfalt/!89DEKRE4S4Q0
https://nexus-e.org/role-of-nuclear-power/
https://www.nzz.ch/schweiz/eth-rechnet-neue-szenarien-durch-was-ein-festhalten-an-der-kernkraft-der-schweiz-bringen-wuerde-ld.1755427
https://www.tagesanzeiger.ch/interview-mit-eth-energieexperte-ein-neues-akw-waere-die-teuerste-variante-898503383888
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing#https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/52/cons_1
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing#https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/52/cons_1
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing#https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/52/cons_1
https://energie-wende-ja.com/2023/09/05/gesetzesaenderung-stromversorgungsgesetz/
https://www.parlament.ch/de/services/news/Seiten/2023/20230920102803864194158159038_bsd059.aspx
https://www.parlament.ch/de/services/news/Seiten/2023/20230920102803864194158159038_bsd059.aspx
https://www.tagesanzeiger.ch/ausbau-der-autobahnen-jetzt-haben-sie-das-feuer-angezuendet-930335927920
https://www.tagesanzeiger.ch/ausbau-der-autobahnen-jetzt-haben-sie-das-feuer-angezuendet-930335927920
https://www.nzz.ch/wirtschaft/albert-roesti-wie-berechnet-man-die-kosten-eines-staus-ld.1757336
https://www.verkehrsclub.ch/politik/detail/artikel/vcs-ergreift-referendum-stimmbevoelkerung-soll-ueber-autobahn-ausbau-entscheiden-koennen
https://www.umverkehr.ch/referendum
https://www.watson.ch/schweiz/auto/659240626-umweltorganisationen-sammeln-unterschriften-gegen-autobahn-ausbau
https://www.astra.admin.ch/astra/de/home/themen/nationalstrassen/baustellen/medienmitteilungen/zofingen/a1-luterbach-haerkingen-plangenehmigungsverfuegung-rechtskraeftig.html
https://www.astra.admin.ch/astra/de/home/themen/nationalstrassen/baustellen/medienmitteilungen/zofingen/a1-luterbach-haerkingen-plangenehmigungsverfuegung-rechtskraeftig.html
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tive verlangt, die Kostenwahrheit im Strassen-
verkehr umzusetzen. Der Vorstoss wurde nun 
deutlich abgelehnt, wie die NZZ (paywall) 

schreibt. Neue Berechnungen des kantonalen 
Amts für Mobilität zu den externen Kosten des 
Strassenverkehrs änderten daran nichts. Allein 
im Kanton Zürich entstehen durch Klima- und 

Umweltschäden, Gesundheitsschäden, Ernte-
ausfällen in der Landwirtschaft sowie Schäden 
an Gebäuden gut 1,2 Milliarden CHF an unge-
deckten Kosten. Würde dies auf die Verkehrs-
abgaben umgelegt, wie die Initiative forderte, 
würde sich die Motorfahrzeugsteuer von heute 

durchschnittlich 400 Franken pro Auto auf 
2000 Franken im Jahr erhöhen. 

Rekordtemperaturen und 
Gletscherschwund 

Der Sommer 2023 war in der Schweiz der 
fünftwärmste seit Messbeginn 1864. Der Tem-
peraturdurchschnitt lag von Juni bis August 

landesweit um 1,6 °C über der Norm von 1991–
2020, wie MeteoSchweiz im Klimabulletin fest-
hält. Gegenüber der vorindustriellen Periode 

von 1871–1900 wurden im Sommer 2,3 °C hö-
here Temperaturen gemessen. Auffällig ist die 
Häufung von warmen Sommern der letzten 
Jahre: 2015, 2017, 2018, 2019, 2022 und nun 
2023.  

Auch der Herbst begann viel zu warm: Der Sep-

tember war in der Schweiz der wärmste seit 
Messbeginn, schreibt MeteoSchweiz. Das lan-
desweite Mittel lag bei 14,3 °C. Das sind ganze 

3,8 °C mehr als die Norm 1991-2020. Klima-
fachleute sprechen von einem Quantensprung. 
Mehr dazu im Tages-Anzeiger und auf srf.ch. 
Dazu beigetragen hat anhaltend sonniges Hoch-
druckwetter in der ersten Septemberhälfte; 
mehr zu diesem sogenannten Omega-Hoch im 
Tages-Anzeiger (paywall).  

Die rekordhohen Temperaturen haben auch 
dieses Jahr den Gletschern zugesetzt. 2023 ha-
ben sie 4% ihres Volumens eingebüsst, wie die 

neusten Zahlen der Schweizerischen Kommissi-
on für Kryosphärenbeobachtung zeigen. Das ist 
der zweitstärkste Rückgang seit Messbeginn. Im 
Vorjahr betrug der Verlust sogar 6%. In diesen 
beiden Extremjahren haben die Schweizer Glet-
scher damit 10% ihres Eises verloren. Das ist 
gleichviel wie zwischen 1960 und 1990. Die 
Gründe für die diesjährige Gletscherschmelze 
sind die gleichen wie im Vorjahr: Wenig Schnee 
im Winter und höhere Temperaturen im Som-

mer. Mehr dazu im Tages-Anzeiger (hier und 
hier), der NZZ (paywall) und im Spiegel. 

Klimastreiks führten zu 
Verhaltensänderungen 

Fast ein Drittel der Schweizer:innen änderten 
ihre täglichen Gewohnheiten als Folge der von 
Greta Thunberg initiierten Fridays for Future-
Klimastreiks. Eine Studie der EPFL zeigt, dass 
rund 30% der Befragten ihre Transport-, Ein-
kaufs- und Recyclinggewohnheiten im Zuge der 

Proteste geändert haben. Für die Studie wurden 
im Anschluss an die Proteste im Oktober und 
November 2019 rund 1200 Personen im Alter 
von 18 bis 74 Jahren befragt, die nicht an den 
Streiks teilgenommen haben. Die Forschenden 
wollten so feststellen, ob die Bewegung zu kon-
kreten Verhaltensänderungen führte. Die Be-
fragten gaben an, vermehrt nach Alternativen 
zum Autofahren gesucht zu haben, um zur Ar-
beit zu fahren, und häufiger vegetarisch assen. 

Laut den Studienautorinnen würden die Ergeb-
nisse zeigen, dass den Menschen durch die Pro-
teste bewusster geworden sei, wie sich ihr Ver-

halten auf die Umwelt auswirke und dass auf 
individueller Ebene erhebliche Veränderungen 
im Gange seien. Mehr dazu im Blick und bei 
Euronews. 

Der Bund will nicht-tierische 
Ernährung fördern 

Der Bund setzt sich für eine klimafreundlichere 
Ernährung ein. Mit der «Klimastrategie Land-
wirtschaft und Ernährung 2050» sollen Mass-
nahmen zur Anpassung der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft an den Klimawandel und zur 
Reduktion von Treibhausgasen unterstützt 

werden. Heute sind Lebensmittel für rund einen 
Viertel der Treibhausgase der Haushalte ver-

antwortlich. Bis 2050 sollen die durch die Er-
nährung verursachten Klimagase pro Kopf ge-
genüber 2020 um zwei Drittel sinken. Die 
Treibhausgasemissionen der landwirtschaftli-
chen Produktion im Inland sollen gegenüber 

1990 um mindestens 40% reduziert werden. 
Die Strategie verzichtet auf Verbote und setzt 

stattdessen auf Information und Sensibilisie-
rung. So soll unter anderem erreicht werden, 
dass in der Schweiz weniger Fleisch konsumiert 
wird. Umweltschutzorganisationen kritisieren 
den Zeithorizont von 2050 und bezweifeln, dass 
die vorgeschlagenen Massnahmen ausreichen. 
Der Bauernverband befürchtet, der Bund werde 
versuchen, die tierische Produktion einzu-

https://www.nzz.ch/zuerich/zuerich-autos-verursachen-kosten-von-einer-milliarde-franken-im-jahr-ld.1753724?mc_cid=9192b825f7&reduced=true
https://www.meteoschweiz.admin.ch/service-und-publikationen/publikationen/berichte-und-bulletins/2023/klimabulletin-sommer-2023.html
https://www.meteoschweiz.admin.ch/service-und-publikationen/publikationen/berichte-und-bulletins/2023/klimabulletin-september-2023.html
https://www.tagesanzeiger.ch/klimarekord-bei-temperatur-einen-so-warmen-september-gab-es-in-der-schweiz-noch-nie-850525605776
https://www.srf.ch/meteo/meteo-stories/erneut-ein-hitzesommer-viel-zu-warm-aber-spektakulaere-schwankungen
https://www.tagesanzeiger.ch/omega-lage-im-herbst-saharaluft-und-subsidenz-so-kam-die-september-waerme-zustande-447214579415
https://cryosphere.scnat.ch/de/uuid/i/b8d5798e-a75e-5a7d-a858-f7a6613524ed-Zwei_Extremjahre_vernichten_10_Prozent_des_Schweizer_Gletschervolumens
https://cryosphere.scnat.ch/de/uuid/i/b8d5798e-a75e-5a7d-a858-f7a6613524ed-Zwei_Extremjahre_vernichten_10_Prozent_des_Schweizer_Gletschervolumens
https://www.tagesanzeiger.ch/heisse-sommer-und-wenig-schnee-schweizer-gletscher-in-zwei-jahren-um-ein-zehntel-geschrumpft-207966701624
https://www.tagesanzeiger.ch/gletscherschwund-2023-bringt-die-zweite-historische-rekordschmelze-in-serie-165469704375
https://www.nzz.ch/wissenschaft/gletscherschwund-in-der-schweiz-10-volumen-weniger-in-2-jahren-ld.1758128
https://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/schweizer-gletscher-schrumpften-so-stark-wie-sonst-in-30-jahren-bilanz-fuer-2022-und-2023-a-6582b324-5cbb-4865-817e-788787d4d7f8
https://actus.epfl.ch/news/the-first-climate-strikes-had-an-influence-on-swis/
https://www.blick.ch/politik/weniger-auto-fahren-mehr-bio-fast-jeder-dritte-schweizer-aenderte-verhalten-wegen-klima-greta-id18921898.html
https://www.euronews.com/green/2023/09/10/fridays-for-future-gretas-school-strikes-led-a-third-of-swiss-citizens-to-change-their-hab
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-97544.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-97544.html
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schränken und den Konsum zu lenken. Mehr 
dazu im Tages-Anzeiger und in der NZZ 
(paywall). 

Internationale 
Klimapolitik 

Klimaschutz kommt voran, aber zu 
langsam  

Acht Jahre nach dem Abschluss des Pariser Ab-

kommens gibt es zwar Fortschritte im Klima-
schutz, aber nicht annähernd genug. Der neue 
UNFCCC Global Stocktake synthesis report un-
tersucht, wie gut die Länder ihre Klima-
Versprechen eingehalten haben. Bei der Verab-
schiedung des Pariser Abkommens einigten sich 

die Länder darauf, ab 2023 alle fünf Jahre zu-
sammenzukommen, um die Klimaschutzmass-
nahmen der Länder zu evaluieren und zu ver-
handeln, ob Bemühungen verstärkt werden 
sollten. Der neue Bericht ist Teil dieses Prozes-
ses.  

Im Vergleich zu den Prognosen, die vor der 

Verabschiedung des Pariser Abkommens ge-
macht wurden, hat das Abkommen zu neuen 
nationalen Klimazielen (NDCs) geführt, welche 

die künftige Erwärmung deutlich reduzieren. 
Die bestehenden Zusicherungen sind aber nicht 
genug, um die langfristigen Ziele des Pariser 

Abkommens zu erreichen. Laut dem Bericht 
steuert die Welt bis zum Jahr 2100 mit den ak-

tuellen Klimazusagen auf eine Erwärmung von 

etwa 2,5 Grad zu - vorausgesetzt die Länder 
halten sich an ihre aktuellen Pläne. Mehr dazu 
bei New York Times (paywall) und Climate 
Change News. 

Laut dem Internationalen Währungsfonds 

(IWF) dürften die sozialen und wirtschaftlichen 
Kosten der Auswirkungen der Klimakrise einige 

Länder in eine hohe Staatsverschuldung stür-
zen. Der IWF hat dazu einen Bericht veröffent-
licht. Darin werden Regierungen aufgefordert, 

Treibhausgasemissionen zu besteuern und der 
privaten Finanzierung eine «entscheidendere 
Rolle» zukommen zu lassen, um Mittel für die 
notwendige Emissionsreduzierung und die De-

ckung der wachsenden Kosten für Verluste und 
Schäden durch die Klimakrise zu beschaffen.  

 

G-20 Gipfel mit gemischtem 
Resultat 

Der G20-Gipfel begann nur einen Tag nach der 
Veröffentlichung des UNFCCC Global Stocktake 

synthesis report. Das Ergebnis des Treffens war 
gemischt. Positiv zu vermerken ist, dass sich die 
grössten Volkswirtschaften auf eine Verdreifa-
chung der Kapazitäten für erneuerbare Ener-
gien bis 2030 geeinigt haben. Gleichzeitig wur-
de festgehalten, dass die Entwicklungsländer 

eine kostengünstige Finanzierung für die Ener-
giewende brauchen. Wichtig war auch die Auf-
nahme der Afrikanischen Union - eines 55 Mit-
glieder zählenden Blocks - als ständiges Mitglied 
der G20. Dadurch wird eine stärkere Vertretung 
des globalen Südens auf dem internationalen 
Forum signalisiert.  

Die Länder konnten sich jedoch nicht auf eine 
Formulierung zum Ausstieg aus fossilen Brenn-
stoffen einigen. In der Erklärung von Delhi 

werden die Länder aufgefordert, «die Bemü-
hungen um einen schrittweisen Ausstieg aus 
der ungebremsten Kohleverstromung» zu be-

schleunigen. Auf den exakt gleichen Satz hatten 
sich die Staats- und Regierungschefs bereits bei 
ihrem letzten Treffen in Bali vor zehn Monaten 
geeinigt. 

Ein neuer Bericht von Oxfam vergleicht die 
Klimaziele der G20 Länder und kommt zum 
Schluss, dass die einkommensstarken G20-
Länder und die EU Klimaziele haben, die deut-
lich unter einem fairen Anteil der global erfor-

derlichen Emissionsreduktionen sind. Dies stellt 
die Behauptung der G7 infrage, wonach ihre 
Emissionspläne ausreichend seien und die 
Hauptverantwortung bei den Ländern mit mitt-
lerem Einkommen lägen. Mehr in der New Del-
hi Leaders’ Declaration, bei Climate Change 
News und DownToEarth.org. 

Der Papst spricht klare Worte 

Papst Franziskus hat eine Aktualisierung seiner 
Umweltenzyklika von 2015 (Laudate deum) 
veröffentlicht. Darin warnt er vor den irrever-
siblen Schäden, die den Menschen und dem 
Planeten bereits zugefügt werden. Und beklagt, 
dass erneut die Armen und Schwächsten der 

Welt den höchsten Preis zahlen. «Wir müssen 
die Mentalität überwinden, die sich besorgt 
zeigt, aber nicht den Mut hat, wesentliche Ver-

änderungen herbeizuführen. Wir sind nicht 
mehr in der Lage, den enormen Schaden, den 
wir verursacht haben, aufzuhalten. Wir haben 

https://www.tagesanzeiger.ch/neue-nationale-klimastrategie-der-bund-will-fleisch-essen-nicht-verbieten-aber-nachhaltige-ernaehrung-propagieren-424748945478
https://www.nzz.ch/wirtschaft/die-schweizer-sollen-weniger-fleisch-essen-der-bund-plant-eine-vegi-offensive-ld.1754828
https://unfccc.int/news/implementation-must-accelerate-to-increase-ambition-across-all-fronts-taking-an-all-of-society
https://www.nytimes.com/2023/09/08/climate/paris-agreement-stocktake.html
https://www.climatechangenews.com/2023/09/08/un-report-climate-plans-inufficient-global-stocktake/
https://www.climatechangenews.com/2023/09/08/un-report-climate-plans-inufficient-global-stocktake/
https://www.imf.org/en/Publications/FM/Issues/2023/10/10/fiscal-monitor-october-2023
https://unfccc.int/news/implementation-must-accelerate-to-increase-ambition-across-all-fronts-taking-an-all-of-society
https://unfccc.int/news/implementation-must-accelerate-to-increase-ambition-across-all-fronts-taking-an-all-of-society
https://policy-practice.oxfam.org/resources/are-g20-countries-doing-their-fair-share-of-global-climate-mitigation-comparing-621540/
https://mea.gov.in/Images/CPV/G20-New-Delhi-Leaders-Declaration.pdf
https://mea.gov.in/Images/CPV/G20-New-Delhi-Leaders-Declaration.pdf
https://www.climatechangenews.com/2023/09/09/g20-leaders-strike-renewables-deal-stall-on-fossil-fuels/
https://www.climatechangenews.com/2023/09/09/g20-leaders-strike-renewables-deal-stall-on-fossil-fuels/
https://www.downtoearth.org.in/news/governance/did-the-g20-deliver-ambitious-climate-energy-outcomes--91675
https://nature.us17.list-manage.com/track/click?u=2c6057c528fdc6f73fa196d9d&id=de767fc481&e=9323c69630
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kaum noch Zeit, um noch mehr tragische Schä-
den zu verhindern», warnte Franziskus. Mehr 
bei Associated Press. 

Die fossile Industrie erhält jede 
Minute 13 Millionen Dollar an 
Subventionen 

Der Internationale Währungsfonds (IWF) be-
richtet, dass fossile Energieträger 2022 weltweit 
mit staatlichen Subventionen von 7 Billionen 

US-Dollar unterstützt wurden. 20% davon sind 
direkte Subventionen wie Preissenkungen für 
Verbraucher:innen -- diese haben sich seit 
Russlands Einmarsch in die Ukraine verdoppelt. 
80% der berechneten Summe sind sogenannte 

«implizite» Subventionen. Damit sind Kosten 
gemeint, die Verbraucher:innen nicht direkt 
bezahlen, wie Gesundheits- und Umweltschä-
den. Die Subventionen für die Öl-, Gas- und 

Kohleindustrie machen inzwischen 7% der 
weltweiten Wirtschaftsleistung aus und über-
treffen damit bei weitem die 4%, welche die 
Welt für Bildung ausgibt. Mehr vom IMF und im 
Guardian. 

Widersprüchliche Klimapolitik der 
USA 

Im letzten Klimanewsletter berichteten wir über 
die Energie- und Klimapolitik Chinas. Auch die 
Klimapolitik der USA ist geprägt von Wider-

sprüchen und Gegensätzen. Noch nie hat die 
USA so viel Erdöl gefördert wie diesen Septem-

ber. Im gleichen Monat hat Präsident Biden den 
Klimawandel nachdrücklich als «existenzielle 
Bedrohung» bezeichnet und die Schaffung eines 
Klimaschutzkorps angekündigt. Eine Prognose 
von Oil Change International zeigt, dass die USA 
für mehr als einen Drittel des gesamten geplan-

ten Ausbaus fossiler Brennstoffe bis 2050 ver-
antwortlich sein wird. Diese Widersprüche sind 
nicht neu. Als die USA 2015 das Pariser Ab-
kommen mitverhandelte, hat sie im selben Mo-
nat das Verbot für den Export von Rohöl aufge-

hoben. Heute sind die USA weltweit die grösste 
Erdölproduzentin und die grösste Exporteurin 

von Flüssigerdgas. Doch durch die rasant wach-
sende Förderung von Schiefergas wird in den 
USA auch deutlich weniger Kohlestrom produ-
ziert. Dadurch sind die Emissionen des Landes 
seit 2005 um fast 20% gesunken.  

Der Inflation Reduction Act ist die bei weitem 
grösste Investition, die das Land je in erneuer-
bare Energien getätigt hat. Doch selbst optimis-

tische Prognosen über die Auswirkungen des 
Gesetzes lassen kaum erwarten, dass im nächs-
ten Jahrzehnt weniger fossile Brennstoffe pro-

duziert werden. Das ist der Grund, warum so-
wohl die zunehmend frustrierten Klimaakti-
vist:innen als auch gemässigtere Politiker eine 
viel konfrontativere Linie gegenüber der fossi-

len Brennstoffindustrie einschlagen, wie bei-
spielsweise die neuste Klimaklage aus Kalifor-
nien (siehe nächster Beitrag). Mehr in der New 
York Times (paywall). 

Kalifornien klagt gegen die «Lügen 
von Big Oil»  

Der US-Bundesstaat Kalifornien verklagt Öl- 
und Gaskonzerne und will sie an den Kosten des 
Klimawandels beteiligen. Laut der Klageschrift 
führen die Konzerne seit 50 Jahren eine Desin-
formationskampagne, um die Wirkung fossiler 
Energien auf das Klima zu vertuschen. Kalifor-
nien verklagt fünf Ölmultis (Exxon, Shell, BP, 

Conoco Phillips und Chevron), ausserdem den 
Branchenverband American Petroleum Institu-
te. Ziel ist es, mit möglichen Strafzahlungen der 

Unternehmen einen Fonds einzurichten, der 
die Kosten von Umweltkatastrophen deckt, 
wenn diese nachweislich durch die Folgen des 
Klimawandels eintreten oder verstärkt werden, 
wie etwa Waldbrände oder Überschwemmun-
gen. Noch nie hatten die Ölmultis einen mächti-
geren Gegner: Kalifornien wird bald die viert-
grösste Wirtschaftsmacht (nach den USA, Chi-
na, Japan) sein. Ausserdem ist es der erste öl-

produzierende Bundesstaat, der Klage gegen die 
Unternehmen einreicht. Mehr bei Klimarepor-
ter. 

Jugendliche gewinnen Klimaklage 
in den USA 

In den USA hat eine Gruppe von Jugendlichen 
aus Montana im Alter von 5 bis 22 Jahren eine 
Klima-Klage gewonnen. Das Urteil garantiert 
ein «grundlegendes verfassungsmässiges Recht 
auf eine saubere und gesunde Umwelt, zu der 

auch das Klima gehört.» Der Bundesstaat Mon-
tana hat eine der fortschrittlichsten Verfassun-

gen der USA, die ein Recht auf eine saubere 
Umwelt garantiert. Die Jugendlichen klagten 
gegen eine Revision des Umweltgesetzes von 
Montana. Die republikanische Regierung hatte 
eine Revision des Gesetzes durchgebracht, das 
es staatlichen Behörden untersagte, bei der 
Genehmigung grosser Energieprojekte Treib-
hausgasemissionen oder den Klimawandel zu 

https://apnews.com/article/vatican-pope-climate-dubai-un-c5cb4096202a117b34ca3d2d4a1b9e72
https://www.imf.org/en/Blogs/Articles/2023/08/24/fossil-fuel-subsidies-surged-to-record-7-trillion
https://www.imf.org/en/Blogs/Articles/2023/08/24/fossil-fuel-subsidies-surged-to-record-7-trillion
https://www.imf.org/en/Blogs/Articles/2023/08/24/fossil-fuel-subsidies-surged-to-record-7-trillion
https://www.theguardian.com/environment/2023/aug/23/g20-poured-more-than-1tn-on-fossil-fuel-subsidies-despite-cop26-pledges-report
https://priceofoil.org/2023/09/12/planet-wreckers-how-20-countries-oil-and-gas-extraction-plans-risk-locking-in-climate-chaos/
https://www.eia.gov/tools/faqs/faq.php
https://www.eia.gov/tools/faqs/faq.php
https://www.ogj.com/general-interest/economics-markets/article/14298834/eia-us-was-top-lng-exporter-globally-in-firsthalf-2023
https://www.ogj.com/general-interest/economics-markets/article/14298834/eia-us-was-top-lng-exporter-globally-in-firsthalf-2023
https://nl.nytimes.com/f/newsletter/qbvjrgZCpNY-2sm4ON2L2A~~/AAAAAQA~/RgRm9tayP0TTaHR0cHM6Ly93d3cubnl0aW1lcy5jb20vY29sdW1uL2RhdmlkLXdhbGxhY2Utd2VsbHM_Y2FtcGFpZ25faWQ9MjUzJmVtYz1lZGl0X2R3d18yMDIzMDkyNyZpbnN0YW5jZV9pZD0xMDM4MDEmbmw9ZGF2aWQtd2FsbGFjZS13ZWxscyZyZWdpX2lkPTIwNzQ2NTQ2JnNlZ21lbnRfaWQ9MTQ1ODU3JnRlPTEmdXNlcl9pZD02NjZiZjdlNDc5MTlkZWFkNDIzZTE4OTkxZWNkZTM0YVcDbnl0Qgpk-rJRFGUoVKZmUhVpbmZvQGFuamFrb2xsbXVzcy5jb21YBAAAAAM~
https://nl.nytimes.com/f/newsletter/qbvjrgZCpNY-2sm4ON2L2A~~/AAAAAQA~/RgRm9tayP0TTaHR0cHM6Ly93d3cubnl0aW1lcy5jb20vY29sdW1uL2RhdmlkLXdhbGxhY2Utd2VsbHM_Y2FtcGFpZ25faWQ9MjUzJmVtYz1lZGl0X2R3d18yMDIzMDkyNyZpbnN0YW5jZV9pZD0xMDM4MDEmbmw9ZGF2aWQtd2FsbGFjZS13ZWxscyZyZWdpX2lkPTIwNzQ2NTQ2JnNlZ21lbnRfaWQ9MTQ1ODU3JnRlPTEmdXNlcl9pZD02NjZiZjdlNDc5MTlkZWFkNDIzZTE4OTkxZWNkZTM0YVcDbnl0Qgpk-rJRFGUoVKZmUhVpbmZvQGFuamFrb2xsbXVzcy5jb21YBAAAAAM~
https://www.gov.ca.gov/wp-content/uploads/2023/09/FINAL-9-15-COMPLAINT.pdf
https://de.wikipedia.org/wiki/American_Petroleum_Institute
https://de.wikipedia.org/wiki/American_Petroleum_Institute
https://www.gov.ca.gov/2022/10/24/icymi-california-poised-to-become-worlds-4th-biggest-economy/#:~:text=He's%20not%20wrong.%20California's%20economy,the%20US%2C%20China%20and%20Japan.
https://www.gov.ca.gov/2022/10/24/icymi-california-poised-to-become-worlds-4th-biggest-economy/#:~:text=He's%20not%20wrong.%20California's%20economy,the%20US%2C%20China%20and%20Japan.
https://www.klimareporter.de/international/klage-gegen-luegen-von-big-oil
https://www.klimareporter.de/international/klage-gegen-luegen-von-big-oil
https://westernlaw.org/wp-content/uploads/2023/08/2023.08.14-Held-v.-Montana-victory-order.pdf
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berücksichtigen. Die Richterin befand diese 
Revision für verfassungswidrig.  

Es ist das erste Mal, dass ein US-Gericht ent-

schieden hat, dass eine Regierung die Rechte 
von Kindern verletzt hat, indem sie den Klima-
wandel ignorierte. Es gibt 23 Bundesstaaten, die 
ähnliche Rechte in ihren Verfassungen veran-

kert haben, so dass dieses Urteil den Weg für 
eine Reihe ähnlicher Anfechtungen auf bundes-
staatlicher Ebene ebnen könnte. Das Urteil ist 
noch nichts rechkräftig, Montana kann dagegen 
Berufung einlegen. Mehr dazu bei ARD Tages-
schau, Washington Post und The Nation.  

Weltweit immer mehr Klimaklagen 

Weltweit haben die juristischen Verfahren we-

gen mangelnder Klimaschutzmassnahmen in 
den letzten Jahren deutlich zugenommen. Die 
meisten fanden und finden in den USA statt, 
etliche aber auch in Deutschland, wie eine Un-

tersuchung des UN-Umweltprogramms Unep 
im Juli zeigte. 2022 wurden danach fast 2200 
Klimaklagen verhandelt. 2017 waren es erst 

rund 900. Ein Grossteil der Klagen wurde bis-
her von Gerichten nicht angenommen oder 
zurückgewiesen, es gab jedoch auch bedeutende 
Urteile, welche die Klagen guthiessen, etwa in 
Deutschland und den Niederlanden. Mehr bei 

Klimareporter.  

Brasilien verschärft Klimaziel und 
weitet Ölproduktion aus 

Auch in Brasilien ist die Klimapolitik wider-

sprüchlich. Die brasilianische Regierung hat 
sich bereit erklärt, die vom ehemaligen Präsi-

denten Jair Bolsonaro vorgenommene Ab-
schwächung des Klimaziels rückgängig zu ma-
chen und an einem neuen, verbesserten Klima-

ziel zu arbeiten. Gleichzeitig entwickelt sich 
Brasilien zum weltweit viertgrössten Ölprodu-

zent. Die Ölproduktion des Landes nimmt stetig 
zu. Das Land verfügt über grosse Reserven und 
verstärkt die Explorations- und Bohraktivitäten. 

Mehr dazu bei Oil Price.com. 

Ecuadorianer:innen stoppen 
Ölförderung im Yasuní-
Nationalpark 

Die Stimmbevölkerung Ecuadors hat in einem 
historischen Referendum dafür gestimmt, alle 
neuen Ölbohrungen im Yasuní-Nationalpark im 
Amazonasgebiet zu stoppen. Die Yasuní-
Abstimmung war das Ergebnis von zwei Jahr-

zehnten Basisarbeit von Aktivist:innen und 
indigenen Organisationen. Damit bleiben 726 
Mio. Barrel Öl im Yasuní-Nationalpark unter 

der Erde. Der Nationalpark ist eine der arten-
reichsten Regionen der Erde und Heimat der 
Tagaeri und Taromenane, zwei der letzten indi-
genen Gemeinschaften der Welt, die keinen 

Kontakt zur Aussenwelt haben. Mehr im Guar-
dian, bei Conservation und APNews. 

Klimakompensation bleibt in der 
Kritik 

Projekte, die bestehende Wälder schützen 
(REDD+), generieren im freiwilligen Kohlen-
stoffmarkt am meisten Zertifikate – bis heute 
etwa ein Viertel aller Gutschriften. Bei diesen 
Projekten werden Regierungen, Organisationen, 
Gemeinden und Einzelpersonen in Waldgebie-
ten (vor allem in den Tropen des globalen Sü-
dens) für Aktivitäten bezahlt, die den Wald er-
halten und Treibhausgasemissionen des Waldes 

vermeiden. Doch zahlreiche Studien und Be-
richte zeigen auf, dass ein Grossteil dieser Pro-
jekte dem Klima nur wenig nützt.  

Ein Beispiel ist das Tumring-Projekt, das ein 

Regenwaldgebiet in einem der wichtigsten Bio-
diversitäts-Hotspots Kambodschas schützen 
soll. Ein neuer Bericht von Unearthed macht 
jedoch deutlich, dass in Tumring der Wald in 
einem viel grösseren Ausmass abgeholzt wird, 
als es die offiziellen Dokumente zeigen. Der 
Bericht weist auch auf eine Reihe anderer 
REDD-Projekte von geringer Qualität hin.  

Eine neue Studie in der Fachzeitschrift Science 
zeigt auf, dass Millionen von Zertifikaten aus 
solchen Waldprojekten (von Verra, dem welt-
weit führenden Zertifizierer, genehmigt) weit-
gehend wertlos sind. Wenn sie für Kompensati-
onen verwendet werden, können sie die globale 
Erwärmung verschlimmern, weil dadurch die 
Käufer:innen keine Klimaschutz-Massnahmen 
tätigen, ihre Klimaziele auf dem Papier aber 
trotzdem erreichen. Carbon Market Watch hat 

eine detaillierte Überprüfung der wichtigsten 
REDD+-Methoden veröffentlicht, die auf dem 
freiwilligen Kohlenstoffmarkt verwendet wer-
den, und kommt zu einem ähnlichen Ergebnis.  

Investoren, die mit Emissionsgutschriften spe-
kulieren, könnten Milliarden verlieren. Denn 
immer mehr wissenschaftliche Studien zeigen, 
dass viele der von ihnen gekauften Emissions-
gutschriften keinen ökologischen Wert haben 
und daher nicht weiterverkauft werden.  

https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/montana-urteil-klimaschaeden-100.html
https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/montana-urteil-klimaschaeden-100.html
https://www.washingtonpost.com/climate-environment/2023/08/05/montana-climate-trial-special-places/
https://www.thenation.com/article/environment/montana-climate-change-court/
https://wedocs.unep.org/bitstream/handle/20.500.11822/43008/global_climate_litigation_report_2023.pdf
https://wedocs.unep.org/bitstream/handle/20.500.11822/43008/global_climate_litigation_report_2023.pdf
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/klimaklagen-un-vereinte-nationen-unep-klimawandel-klimaschutz-umweltschutz-litigation-prozessfuehrung-strategisch-strategic/
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/klimaklagen-un-vereinte-nationen-unep-klimawandel-klimaschutz-umweltschutz-litigation-prozessfuehrung-strategisch-strategic/
https://www.klimareporter.de/international/klage-gegen-luegen-von-big-oil
https://oilprice.com/Energy/Energy-General/Brazil-Gears-Up-To-Become-Fourth-Largest-Oil-Producer.html
https://www.theguardian.com/world/2023/aug/21/ecuador-votes-to-halt-oil-drilling-in-amazonian-biodiversity-hotspot
https://www.theguardian.com/world/2023/aug/21/ecuador-votes-to-halt-oil-drilling-in-amazonian-biodiversity-hotspot
https://www.conservation.org/blog/ecuador-voters-reject-oil-drilling-in-Amazon
https://apnews.com/article/amazon-ecuador-oil-drilling-referendum-yasuni-5c72a325755976c47a3ec138bdab8537
https://unearthed.greenpeace.org/2023/10/05/verra-carbon-offsetting-cambodia/
https://dx.doi.org/10.1126/science.ade3535
https://carbonmarketwatch.org/wp-content/uploads/2023/09/Quality-Assessment-of-REDD-Carbon-Crediting-1.pdf
https://carbonmarketwatch.org/wp-content/uploads/2023/09/Quality-Assessment-of-REDD-Carbon-Crediting-1.pdf
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Trotzdem wird immer noch gross in solche 
REDD+ Kompensationsprojekte investiert. Blue 
Carbon, ein in Dubai ansässiges Unternehmen 

unter dem Vorsitz eines Mitglieds der königli-
chen Familie der Vereinigten Arabischen Emira-
te, hat mit Simbabwe eine Absichtserklärung 
unterzeichnet, um REDD+ CO2-Zertifikate im 

Wert von 1 Milliarde Pfund auf etwa 20% der 
Landfläche Simbabwes zu generieren. Das Un-
ternehmen unterzeichnete auch Absichtserklä-
rungen mit Tansania und Sambia. Und in Libe-
ria will Blue Carbon 10% der Landmasse des 
Landes erwerben und über eine Million Hektar 

der liberianischen Regenwälder für 30 Jahre 
verwalten. 

Mehr beim Guardian, bei Greenpeace und Cli-
mate Change News. Das Oeko Institut hat sechs 

hilfreiche Factsheets zu verschiedenen Projekt-
typen im Kohlenstoffmarkt veröffentlicht. Wei-
tere Factsheets werden bis Ende des Jahres 

2023 veröffentlicht. Carbon Brief hat Fallbei-
spiele zusammengestellt, wie sich Kompensati-
onsprojekte auf indigene Völker und lokale Ge-

meinschaften auswirken. Zu Southpole und 
REDD+ gibt es ein long read im New Yorker 
(paywall) und ein Bericht bei Follow the Money. 

Europäische Klimapolitik 

Hat die Notfallverordnung 
Erneuerbare Energien 
vorangetrieben? 

Im Zuge des russischen Angriffskrieges auf die 
Ukraine und der daraus resultierenden fossilen 
Energiekrise wurde Ende 2022 die EU-
Notfallverordnung beschlossen. Zentraler Punkt 
der Verordnung: Der Ausbau der erneuerbaren 

Energien soll durch vereinfachte Genehmi-
gungsverfahren deutlich schneller angekurbelt 

werden.  

SolarPower Europe hat nun den Fortschritt für 
16 Mitgliedsstaaten ausgewertet. Das Ergebnis 
ist gemischt. Während Deutschland und Portu-
gal vergleichsweise gut dastehen, gibt es nur 
sehr geringen Fortschritt in Bulgarien oder in 
den Niederlanden. Es bleiben weiterhin grosse 

Hürden, gerade auch mit Blick auf die Umset-
zung der vor Kurzem beschlossene Erneuerba-
ren Richtlinie (RED III).  

Lediglich 10 der 27 EU-Mitgliedsstaaten seien 
beim Windenergieausbau auf einem Niveau, das 
mit dem Pariser Klimaabkommen kompatibel 

sei, schreibt die Naturschutzorganisation WWF 
in einem neuen Bericht. Bis 2030 müssen die 
Ausbaukapazitäten verdoppelt und der Energie-

verbrauch reduziert werden, um die Ziele ein-
zuhalten.  

Umstrittene Personalie: Hoekstra 
tritt Nachfolge von Timmermanns an 

Bevor im kommenden Juni ein neues Europäi-
sches Parlament gewählt wird und danach eine 

neue EU-Kommission zusammentritt, gab es 
Anfang Oktober einen brisanten Wechsel in der 
obersten Kommissionsriege. Der Christ-
Demokrat und ehemalige niederländische Fi-
nanz- und Aussenminister Wopke Hoekstra 
wird Franz Timmermanns in seinem Amt als 

Klima-Kommissar beerben, bestätigte das Eu-
ropäische Parlament.  

Vorab hagelte es jedoch massive Kritik seitens 

Klimaschützer. Hoekstra war lange Zeit als Ma-
nager im fossilen Konzern Shell tätig und habe 
sich in der Vergangenheit nie mit Klimathemen 
befasst. Vor der Abstimmung stellte sich 

Hoekstra in einer dreistündige Anhörung den 
kritischen Fragen der EU-Parlamentarier:innen. 
Als Klima-Kommissar wird er die EU unter 

anderem bei der kommenden Weltklimakonfe-
renz vertreten. Die noch nicht abgeschlossenen 
Dossiers des «Green Deals» werden allerdings 

fortlaufend nicht von Hoekstra, sondern vom 
slowakischen Kommissar und Vizepräsidenten 

der Kommission Maroš Šefčovič verhandelt. 
Siehe ZEIT Online (paywall) und Tagesschau. 

Jugendliche ziehen vor Gericht  

Sechs junge Portugies:innen ziehen vor den 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) und verklagen insgesamt 32 Regierun-
gen, darunter alle 27 EU-Staaten sowie das UK, 
Norwegen, die Türkei, Russland und die 
Schweiz. Hauptanklagepunkt: Das Handeln der 
Regierungen gegen die Klimakrise sei zu lang-
sam und verletze ihre Menschenrechte. Es han-

delt sich dabei um den grössten Klimaprozess 
vor dem EGMR. 

Sechs Anwält:innen stehen insgesamt 80 An-

wält:innen der angeklagten Staaten gegenüber. 
CAN Europe beschrieb den Prozess, der Ende 
September begann, als David gegen Goliath. Ob 
die Klage Erfolg haben wird, wird sich bei der 

2024 erwarteten Urteilsverkündung zeigen. 
Weitere Informationen bei Euractiv. 

https://www.bloomberg.com/news/articles/2023-09-29/zimbabwe-uae-firm-sign-1-5-billion-carbon-credit-financing-mou
https://gulfnews.com/business/corporate-news/profits-up-at-indian-it-giant-tcs-on-overseas-growth-1.98684413
https://gulfnews.com/business/corporate-news/blue-carbon-and-government-of-zambia-sign-mou-to-unlock-the-potential-of-carbon-removal-projects-1.1675850886963
https://news.mongabay.com/2023/08/massive-carbon-offset-deal-with-dubai-based-firm-draws-fire-in-liberia/
https://news.mongabay.com/2023/08/massive-carbon-offset-deal-with-dubai-based-firm-draws-fire-in-liberia/
https://www.theguardian.com/environment/2023/aug/24/carbon-credit-speculators-could-lose-billions-as-offsets-deemed-worthless-aoe
https://unearthed.greenpeace.org/2023/10/05/verra-carbon-offsetting-cambodia/
https://www.climatechangenews.com/2023/10/05/exposed-carbon-offsets-linked-to-high-forest-loss-still-on-sale/
https://www.climatechangenews.com/2023/10/05/exposed-carbon-offsets-linked-to-high-forest-loss-still-on-sale/
https://allianz-entwicklung-klima.de/informieren/infosheets_und_leitfaeden/#ccqi
https://allianz-entwicklung-klima.de/informieren/infosheets_und_leitfaeden/#ccqi
https://interactive.carbonbrief.org/carbon-offsets-2023/mapped.html
https://interactive.carbonbrief.org/carbon-offsets-2023/mapped.html
https://www.newyorker.com/magazine/2023/10/23/the-great-cash-for-carbon-hustle
https://www.ftm.eu/articles/south-pole-kariba-big-game-hunting
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022R2577&qid=1695994374914
https://wwfeu.awsassets.panda.org/downloads/wwf-blowing-in-the-wind-final.pdf
https://www.wwf.eu/?11647941/Letter-to-Ursula-von-der-Leyen-on-the-nomination-of-Wopke-Hoekstra-as-Climate-Commissioner
https://www.zeit.de/politik/ausland/2023-10/eu-parlament-klima-kommissar-anleihen-nachhaltigkeit
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/eu-klimakommissar-parlament-100.html
https://caneurope.org/legal-climate-case-six-young-people-against-32-governments/
https://www.euractiv.com/section/energy-environment/news/youth-vs-europe-unprecedented-climate-trial-unfolds-at-rights-court/
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Deutschland  

Heizungsgesetz beschlossen – 
Wärmeplanung steht noch aus 

Im September haben Bundestag und Bundesrat 
dem Gebäudeenergiegesetz (GEG), umgangs-
sprachlich Heizungsgesetz, final zugestimmt. Es 
tritt im Januar 2024 in Kraft. Durch das Gesetz 
soll das Heizen von Gebäuden langfristig klima-
neutral werden. Das ZDF hat hier eine Über-

sicht erstellt, welche Heizungen in Zukunft noch 
erlaubt sein werden. Derweilen hat das Öko-
Institut im Auftrag des Klimaschutzministeri-
ums ausgerechnet, dass je nach Verhalten der 
Endverbraucher:innen bis 2030 durch das Ge-

setz insgesamt weniger als 40 Millionen Tonnen 
CO2 eingespart werden. Die jährlichen Emissio-
nen des Sektors betrugen zuletzt 112 Millionen 
Tonnen CO2. Der Expertenrat für Klimaschutz-

fragen attestierte, dass das GEG und auch wei-

tere geplante Massnahmen der Bundesregie-
rung nicht ausreichen werden, um die Klima-
schutzlücke 2030 – also die Höhe der Zielver-
fehlung insgesamt – im Sektor zu schliessen.  

Da das GEG eng mit dem Wärmeplanungsge-
setz (WPG) verzahnt werden soll, greifen viele 
Vorgaben ohnehin erst ab 2028. Das WPG be-
findet sich derzeit im parlamentarischen Pro-
zess und soll bis Ende des Jahres in Kraft treten. 

Weitere Artikel finden Sie beim Bayerischen 
Rundfunk oder bei der Wirtschaftswoche. 

Haushaltsdebatte spitzt sich zu  

Traditionell befasst sich der Bundestag in der 
ersten Sitzungswoche nach der Sommerpause 
mit dem Bundeshaushalt für das kommende 
Jahr. In der «Haushaltswoche» wurde Finanz-

minister Lindners Spar-Entwurf beraten. Der 
Bundeshaushalt soll auf 25 Einzelpläne aufge-

teilt werden, aus denen wiederum wichtige 
Institutionen oder die Ministerien finanziert 
werden sollen. Damit will Lindner Budgets kür-
zen. So sollen etwa die Ausgaben des Ministeri-
ums für Wirtschaft und Klimaschutz von derzeit 
14,5 Mrd. Euro auf weniger als 11 Mrd. Euro 
gekürzt werden. Kritiker bemängeln den Spar-

kurs sowie das Ausweichen auf sogenannte 
Nebenhaushalte. Mehr zur Entwicklung des 
Bundeshaushaltes bei T-Online. 

Der WWF Deutschland kritisiert zudem, dass 
der Haushaltsentwurf bisher keine sinnvollen 
Kriterien für öffentliche Investitionen mit Blick 

auf die Netto-Null-Transformation enthalte. So 
fordert der Umweltverband, dass erstens der 
Fokus in der Haushaltsplanung auf Transforma-

tion gelegt werden müsse. So seien mindestens 
46 Mrd. Euro an öffentlichen Investitionen für 
die Finanzierung des nationalen Klimaschutzes 
notwendig. Zweitens sollte der Haushalt die 

Finanzierungslücke für Klima und Biodiversität 
schliessen. Drittens sollen umwelt- und klima-
schädliche Subventionen des Staates von jähr-
lich 68 Mrd. Euro abgebaut und umgenutzt 
werden. Zum Vergleich: Der Gesamthaushalt 
soll sich 2024 auf etwa 445 Mrd. Euro belaufen. 

Mehr dazu auf der Seite des Bundestages und 
der Tagesschau. 

Ampel auf ambitioniertem Kurs 

Eine neue Studie der Bertelsmann Stiftung 
zeigt, dass die Ampel-Regierung trotz schlechter 
Umfragewerte und vielen Streitereien bereits 

etwa zwei Drittel der insgesamt 453 Verspre-
chen des Koalitionsvertrags umgesetzt oder 
zumindest angegangen hat. Der Koalitionsver-

trag enthält gut 50% mehr sogenannter «echter 
Versprechen» als jener der Vorgängerregierung 
(Grosse Koalition) und gelte damit als sehr am-
bitioniert. Im Ressort des Ministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz seien bereits 40% 

der Versprechen voll erfüllt – lediglich 22% 
bleiben bisher nicht erfüllt. Damit ist die Bilanz 

im Vergleich zu anderen Ressorts überdurch-
schnittlich. 

Die sichtbare Klimakrise 

Der Amazonas emittiert immer 
mehr CO2 

Der Amazonas hat begonnen, CO2 freizusetzen. 

Im Jahr 2021 zeigten Luftproben, dass die CO2-
Aufnahme des Regenwaldes nachgelassen hat 

und einige Bereiche zu einer CO2-Quelle ge-
worden sind. Die Kombination aus globaler 
Erwärmung und drastischer Abholzung könnte 

den Amazonas schneller austrocknen lassen und 
zu einer regelrechten Feuerfalle für den Regen-
wald führen. Feuer kann ein entscheidender 
Faktor für ein potenzielles Kippen des Amazo-

nas-Regenwaldes sein, da es in der Lage ist, 
grosse Teile des Amazonas in einem baumlosen 
Zustand zu halten. Obwohl Feuer in Regenwäl-

dern eigentlich nicht vorkommt, spielt es eine 
zunehmende Rolle, wenn der Wald beschädigt, 

https://www.zdf.de/nachrichten/politik/heizung-gebaeudeenergiegesetz-waermepumpe-wasserstoff-100.html
https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Quantifizierung_GEG.pdf
https://expertenrat-klima.de/content/uploads/2023/09/ERK2023_Pruefbericht-Gebaeude-Verkehr.pdf
https://www.br.de/nachrichten/wirtschaft/waermepumpen-warum-derzeit-wenige-gekauft-werden,TqNqSIk
https://www.br.de/nachrichten/wirtschaft/waermepumpen-warum-derzeit-wenige-gekauft-werden,TqNqSIk
https://www.wiwo.de/politik/deutschland/heizungsgesetz-welche-heizung-darf-ab-2024-noch-eingebaut-werden/29377746.html
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw16-sondervermoegen-890232
https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/id_100237300/christian-lindner-sparplan-zum-haushalt-2024.html
https://www.wwf.de/2023/september/wwf-das-finanzieren-der-transformation-ist-die-aufgabe-unserer-zeit
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw32-erklaerstueck-haushaltswoche-957590
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/haushaltsentwurf-lindner-100.html
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/mehr-koalition-wagen-1
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ausgedünnt wird oder ganz verloren geht. Mehr 
bei Nature und beim PIK. 

Sommer der Extreme: Ist es zu spät? 

Der vergangene Monat war der weltweit 
wärmste September. Und 2023 ist auf dem 
besten Weg, das wärmste Jahr seit Messbeginn 
zu werden, mit einem Anstieg von 1,4 °C ge-
genüber dem vorindustriellen Niveau. In vielen 

Ländern war der Sommer von Hitze, Feuern 
und Überschwemmungen geprägt. Wie sind 
diese Extremwetterereignisse einzuordnen? Ist 
bereits einen Kipppunkt überschritten? Der 
Guardian hat dazu 45 namhafte Wissenschaft-
ler:innen befragt.  

Sie erklären, dass die bisher beobachtete globale 

Erwärmung völlig im Einklang mit den wissen-
schaftlichen Vorhersagen der letzten drei Jahr-

zehnte stehe, auch wenn es nun den Anschein 
habe, dass die Ereignisse eine beängstigende 
Wendung genommen hätten. Die Forschenden 
betonen, dass die Welt noch keinen «Kipp-

punkt» zu einem unkontrollierbaren Klima-
wandel überschritten habe. Einige warnen je-
doch davor, dass dieser Punkt immer näher 

rücke.  

Die Wissenschaftler:innen betonen auch, dass 
die Wetterextreme der letzten Monate nur die 

«Spitze des Eisbergs» seien. In nur einem Jahr-
zehnt könnte 2023 mit den aussergewöhnlichen 

Ereignissen ein normales Jahr sein, wenn keine 
drastischen Klimaschutzmassnahmen ergriffen 
werden.  

Hier ein paar Zitate der angefragten Fachleute:  

Prof. Julie Arblaster von der Monash University, 
Australien: «Die Schwankungen von Jahr zu 
Jahr, die auf die natürliche Variabilität zurück-
zuführen sind, bedeuten, dass die globalen 

Temperaturen wie eine Treppe und nicht wie 
eine gerade Linie ansteigen, und wir sehen in 
diesem Jahr einen grossen Sprung nach oben-» 

Dr. Friederike Otto vom Imperial College Lon-

don, Grossbritannien: «Das Wetter ändert sich 
wie von den Wissenschaftlern erwartet und 
vorhergesagt, aber unsere Gesellschaften und 

Ökosysteme sind anfälliger für selbst kleine 
Veränderungen als bisher angenommen, und 

die Schäden sind daher grösser.»  

Prof. Malte Meinshausen von der University of 
Melbourne, Australien: «Die Prognosen der 

Klimawissenschaft sind über die letzten Jahr-
zehnte hinweg ziemlich robust. Leider hat sich 

die Hartnäckigkeit der Menschheit, immer grös-
sere Mengen an Treibhausgasen auszustossen, 
ebenfalls als ziemlich robust erwiesen. Wenn 

wir die globale Erwärmung nicht bald stoppen, 
werden die Extremereignisse, die wir in diesem 
Jahr erleben, gegenüber denen, die noch kom-
men werden, verblassen.» 

Die überwältigende Mehrheit der Forschenden 
wies auf eine entscheidende Massnahme hin: 
fossile Brennstoffe auf Null zu reduzieren. Mehr 
beim Guardian. 

Neues aus der 
Klimawissenschaft 

UNICEF-Bericht warnt: Kinder auf 
der Flucht 

Ein Bericht des UNO-Kinderhilfswerks Unicef 

zeigt, dass zwischen 2016 und 2021 über 43 

Millionen Kinder in 44 Ländern durch vom 
Klimawandel ausgelösten Wetterereignissen 
fliehen mussten. 95% der Vertreibungen wur-

den durch Überschwemmungen und Stürme 
verursacht. Dies entspricht etwa 20’000 Kin-
dern, die jeden Tag vertrieben werden. Dabei 
handele es sich nur «um die Spitze des Eis-

bergs», da wahrscheinlich noch viel mehr Kin-
der betroffen seien. Die Anzahl der durch Dürre 
vetriebenen Kinder sei «deutlich zu niedrig 

erfasst», da diese Vertreibungen weniger plötz-
lich auftreten und daher schwieriger zu erfas-

sen seien. Die Länder, wo am meisten Kinder 

vertrieben werden, sind China, Indien und die 
Philippinen. Mehr in der TAZ. 

Städte wachsen in 
Überschwemmungsgebieten am 
schnellsten  

In vielen Ländern wachsen Dörfer und Städte in 
Gebieten mit hohem Überschwemmungsrisiko 
am schnellsten. Das ist ein besorgniserregender 
Trend, zumal der Klimawandel Überschwem-
mungskatastrophen weltweit verschärft. Ost-
asien hat mit über 18% den höchsten Anteil an 

Siedlungen in überschwemmungsgefährdeten 
Gebieten. Die Entwicklung in Überschwem-
mungsgebieten wird hauptsächlich durch die 
Knappheit an Land in sichereren Gebieten vo-
rangetrieben. Mehr bei Nature.  

 

https://nature.us17.list-manage.com/track/click?u=2c6057c528fdc6f73fa196d9d&id=6e1ce3124e&e=9323c69630
https://www.pik-potsdam.de/de/aktuelles/nachrichten/amazonas-in-der-feuerfalle-abholzung-und-erwaermung-koennen-aus-regenwald-auf-lange-sicht-beschaedigtes-grasland-machen
https://www.theguardian.com/environment/2023/aug/28/crazy-off-the-charts-records-has-humanity-finally-broken-the-climate
https://www.theguardian.com/environment/2023/aug/28/crazy-off-the-charts-records-has-humanity-finally-broken-the-climate
https://www.theguardian.com/environment/2023/aug/28/dramatic-climate-action-needed-curtail-extreme-weather
https://www.unicef.org/media/145951/file/Climate%20displacement%20report%20(English).pdf
https://taz.de/Unicef-Bericht-zum-Klimawandel/!5964808/
https://www.nature.com/articles/d41586-023-03128-w
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Aktualisierter Bericht der IEA zum 
1,5 Grad-Ziel 

Die Internationale Energieagentur (IEA) hat 
ihre aktualisierte Version des 1,5ºC Szenarios 

veröffentlicht. Sie berücksichtigt den wirtschaft-
lichen Aufschwung nach der COVID-19-
Pandemie, das «aussergewöhnliche Wachstum» 
erneuerbarer Energietechnologien, erhöhte 
Investitionen in fossile Brennstoffe und «hart-
näckig hohe Emissionen». 

Die IEA fordert mindestens eine Verdreifachung 
der Gesamtkapazität an erneuerbaren Energien 
auf 1,5 TW oder mehr bis 2030 und bekräftigt 
ihren Aufruf an wohlhabende Länder, die Ener-
giewende schneller voranzutreiben. «Im aktua-
lisierten Netto-Null-Szenario führt ein enormer, 
von der Politik gesteuerter Ausbau der erneuer-
baren Energien dazu, dass die Nachfrage nach 
fossilen Brennstoffen bis 2030 um 25% sinkt 
und die Emissionen um 35% im Vergleich zum 

Höchststand von 2022 zurückgehen», schreibt 
die IEA.  

Da die Nachfrage nach fossilen Brennstoffen bis 

2050 um 80% sinke, würden «keine neuen Öl- 
und Gasprojekte mit langer Vorlaufzeit benö-
tigt, ebenso wenig wie neue Kohlebergwerke, 
Erweiterungen von Bergwerken oder neue Koh-
lekraftwerke mit unverminderter Leistung.» 
Das Szenario zeigt auch einen starken Anstieg 
von Elektrofahrzeugen und Wärmepumpen. Es 
soll aber auch weiterhin in einige Öl- und 
Gasprojekte investiert werden, um Preisspitzen 

oder Versorgungsengpässe zu vermeiden.  

Die IEA warnt davor, dass Länder, die die Ener-

giewende bis 2030 nicht beschleunigen, sich zu 
sehr auf Technologien zur CO2-Entfernung ver-
lassen, die teuer und nicht im grossen Massstab 
erprobt seien. «Um das Ziel, die globale Er-
wärmung auf 1,5° C zu begrenzen, am Leben zu 
erhalten, muss sich die Welt schnell zusammen-
finden», so Fatih Birol, der Chef der IEA. «Eine 
starke internationale Zusammenarbeit ist für 
den Erfolg entscheidend. Die Regierungen müs-

sen angesichts des Ausmasses der Herausforde-
rung das Klima von der Geopolitik trennen.» 
Mehr bei der IEA und Energymix. 

 

 

 

Sechs von neun planetaren 
Grenzen sind überschritten 

Die Widerstandsfähigkeit unseres Planeten 
schwindet: Sechs von neun Grenzen der plane-

taren Belastbarkeit sind überschritten. Das sind 
zwei mehr als noch 2015, wie eine neue Studie 
in Science zeigt. Überschritten sind die planeta-
ren Grenzen bei der globalen Erwärmung, der 
Biosphäre, der Entwaldung, den Stickstoffkreis-
läufen, den Schadstoffen und beim Süsswasser. 

Der Druck auf diese Erdsysteme und Kreisläufe 
wächst immer mehr. «Die Erde ist ein Patient, 
dem es nicht gut geht», wird Co-Autor Johan 
Rockström, Direktor des Potsdam-Instituts für 
Klimafolgenforschung (PIK), in einer Mitteilung 
des Instituts zitiert. «Wir wissen nicht, wie 
lange wir entscheidende Grenzen derart über-
schreiten können, bevor die Auswirkungen zu 
unumkehrbaren Veränderungen und Schäden 
führen.» Mehr bei scinexx, Stockholmresi-
lience.org und Watson. 

 

(siehe Grafik auf der nächsten Seite.) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.iea.org/reports/net-zero-roadmap-a-global-pathway-to-keep-the-15-0c-goal-in-reach
https://www.iea.org/reports/net-zero-roadmap-a-global-pathway-to-keep-the-15-0c-goal-in-reach
https://www.theenergymix.com/2023/09/26/breaking-fossil-fuels-fall-25-by-2030-renewables-keep-the-path-open-in-iea-net-zero-update/
https://www.science.org/doi/10.1126/sciadv.adh2458
https://www.science.org/doi/10.1126/sciadv.adh2458
https://www.scinexx.de/news/geowissen/sechs-von-neun-planetaren-grenzen-ueberschritten/
https://www.stockholmresilience.org/5.3d04209a18a2642b2fc162a3.html
https://www.stockholmresilience.org/5.3d04209a18a2642b2fc162a3.html
https://www.watson.ch/international/science-news/997734160-studie-sechs-von-neun-planetaren-belastungsgrenzen-ueberschritten


Klima-Zeitung Oktober 2023  14 

 

Azote für das Stockholm Resilience Centre, ba-

sierend auf einer Analyse in Richardson et al 
2023.  

 

 

 

 

 

Danke und Herzliche Grüsse von Anja und 
Thomas! 

Die Klimazeitung darf gerne weitergeleitet 
werden. Falls du noch nicht auf dem Ver-
teiler bist, kannst du sie hier abonnieren:  

https://bit.ly/Klimazeitung  

 

https://bit.ly/Klimazeitung

